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Beklagten und Revisionsklägerin,

oooeoo’ßoeeeuoeoeeoeoeooneoeooeooeooooooooooooeoooo

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 420 Senat des Bundessozialgerichts
auf die mündliche Verhandlung vom 270 September

1965, an der mitgewirkt haben

Senatspräsident R a a c k
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dro D a p p r i c h
und Bundesrichter S c h m i d t h a l s

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter G r a e f

und Bundessozialrichter D 6 w e l i n g
als ehrenamtlicszichter,

für Recht erkannt;

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 60 De—

zember 1960 wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat der Klägerin die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu er—

statteno

Von Rechts wegeno
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Die Klägerin, die Witwenrente aus der Invalidenversicherung

ihres verstorbenen Ehemannes bezieht, beantragte am 90 Mai

1957 die Gewährung der Rente wegen Berufsunfähigkeit aus
ihrer eigenen Versicherungo Naeh vertraüensärztlicher

Untersuchung sah die Beklagte die Klägerin als berufsun—

fähig seit Antragstellung an„ Da sie der Ansicht war, daß

die Erwerbsfähigkeit der Klägerin durch geeignete Heil-

maßnahmen wesentlich gebessert werden könnte, bewilligte

sie der Klägerin ein Heilverfahren, das vom 90 Juli bis

200 August 1958 in Bad Salzuflen durchgeführt wurdoo

i
'Mit Bescheid vom300 Juli 1958 lehnte ie Beklagte die Ge—
währung von Übergangsgeld ab, da hierauf nach 5 12#1 Absoö

der Reichsversichcrungsordnung (RVG) kein Anspruch besteheo

Durch Bescheid vom 340 November 1958 lehnte die Beklagte

auch den Rentenantrag ab, da die Klägerin weder berufs—

uifähig noch erwerbsunfähig seic

Gegen den Rentenablehnungsbescheid — nicht auch gegen den

Bescheid betreffend die Ablehnung des Übergangsgeldes —
hat die Klägerin am 110 Dezember 1958 Klage erhoben„ Sie

hat behauptet, daß sich ihr Gesundheitszustand durch die
‘Kur in Bad Salzuflen nicht gebessert habe, und beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom

240 November 1958 zu verurteilen, ihr die Rente

wegen Berufsunfähigkeit ab 10 Mai 1957 mit us-

a»

A

nahme der Zeit vom 90 Juli bis 200 August 195

zu gewähren°
\ 1

—
.

Z,.} - ,- ‚ ‚
‚k

‘

Die Beklagte hat beantragt, " ii 31

die Klage abzuweisen„ 1'

‘ ’ .‘1-
v „. _Das Sozialgericht (SG) in Dortmund hat nach Einholung

eines Gutachtens am 220 Oktober 1959 für Recht erkannt:

<.

...5...
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"Der Bescheid der Beklagten vom 240 November 1958 wird aufgehobena

Die Beklagte wird verurteilt der Klägerin Übergangsgeld vom
10 Mai 1957 bis zum 8 Juli 1958 und Rente wegen Berufsunfähigkeit

ab 219 August 1958 zu gewähren"
. „■y

i
. &

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung eingelegt, soweit

sie zur Zahlung von Übergangsgeld verurteilt werden
waro Da die

' Klägerin während des Heilverfahrens Witwenrente, die höher ge—

\:esen sei als das Übergangsgeld, bezogen habe, bestehe kein An—

Spruch auf Gewährung des Übergangsgeldeso

Sie hat beantragt, _Ä
.

' 4 - ‚
das Urteil des SG in Dortmund abzuändern und die Klage

insoweit abzuweisen, als Übergangsgeld für die Zeit vom

10 Mai 1957 bis zum 80 Juli 1958 begehrt werde„

Das Berufungsgericht hat durch Urteil vom 60 Dezember 1960 die

Berufung als unzulässig verworfen; es hat die Revision zugelas—

seno » ' ‘” J. ' '

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte mit Schriftsatz vom 15 Fe—

'bruar 1961, eingegangen beim Bundessozialgericht (BSG) am 180 Fe-

bruar 1961, Revision eingelegt und diese mit Schriftsatz vom 150

März 1961, eingegangen beim BSG am 180 März 1961, begründet°

Sie führt aus: Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts sei

‘die Berufung zulässigo Da der Anspruch auf Ubergangsgeld neben

einer Witwenrente für die Zeit vom 10 Mai 1957-bis 80 Juli 1958

streitig sei, müsse die Berufung gemäß 5 144 Abso 1 Nr„ 2 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als statthaft angesehen werdeno
Beim Übergangsgeld handle es sich um eine wiederkehrende Lei—

' stung° Streitbcfangen sei der Anspruch vom 10 Mai 1957 bis zum
80 Juli 1958, so daß es sich hier um einen Zeitraum von mehr
als 15 Wochen handle° Der Wortlaut des 5 146 SGG lasse die Aus—

legung, daß auch das Übergangsgeld hierunter falle, nicht zug

Der Gesetzgeber habe die MögliChkeit gehabt, durch das Zweite
Änderungsgesetz zum SGG vom 25° Juni 1958 5 146 SGG eine andere

_4_
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Fassung zu geben° Dies sei jedoch nicht geschehen° Es be—

stehe auch keine Lücke im Gesetz, die durch die Rechtspre—

_chung auszufüllen wären Das Übergangsgeld sei kein Ersatz

für eine Rente° } .

&

z'In materiell—rechtlicher Hinsicht halte sie die Auffassung

des SG, daß in der dem Beginn der Maßnahmen vorhergehen—
' den Zeit das Übergangsgeld ohne Kürzungsmöglichkeit ge—
‘ zahlt werden müsse, für imzutreffend° '

“Sie beantragt;

unter Aufhebung des Urteils des Landessozialgerichts

(LSG) Nordrhein—Westfalen vom 60 Dezember 4960 das
Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom 22° Oktober
4959 insoweit abzuändern; als die Beklagte verurteilt

\ist‚ der Klägerin Übergangsgeld vom 4° Mai 4957 bis'
80 Juli 1958 zu gewähren und insoweit die Klage eb—

' zuweisena ;

„Die
Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen und der
Beklagten

die

gihr f der Klägerin — entstandenen außergcrichtlichen

Kosten aufzuerlegeno

'Der zulässigen Revision mußte der Erfolg versagt bleibeno

C_Zu Recht hat das Berufungsgericht die Berufung der Beklag—

ten gegen das Urteil des SG in Dortmund vom 22 Oktober

'1959 als unzulässig verworfeno

Die
Berufung ist

am 250'Dezember 1959, also bereits unter

Äder Herrschaft des am 10 Juli 4958 in Kraft getretenen

Zweiten Ändefungsgesetzes zum SGG vom 250 Juni 1958 (BGBl

I S0 409), eingelegt worden, so daß die Neufassung der

55 444 ff See maßgebendisto
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Es war zu prüfen, ob einer der
Berufungsausschließungsgründe

der

55 144 ff see vorliegto '

Die Voraussetzungen des 5 144 SGG liegen nicht vor, Da es sich

_
bei dem Über“gangsgeld nicht um eine einmalige Leistung handelt,

könnte allenfalls die Vorschrift der Nr° 2 des Abso 1 in Be recht

' kommen° Die Vera ssetzungen dieser V rschrift sind aber ebenfalls

nicht erfüllt, weil es sich hier um Leistungen für einen Zeitraum.

von mehr als 15 Wochen (3 Monaten) handelte :

Zu Recht hat jedoch das Berufungsgericht angenommen, daß die

Berufung nach 5 146 SGGnicht statthaft ist; auch seiner Begrün—
'dung ist weitgehend suzustimmeno Zwar handelt es sich nicht um .

Rente, sondern um Übergangsgeld, und 5 146 SGG regelt auSdrück-
‘.lich nur die Zulässigkeit von Berufungen, die Renten betroffene

Diese Vorschrift muß jedoch auch auf das Übergangsgeld des 5 1241

RVQ angewandt werden„ Es ist zwar richtig, daß es sich bei den

Berufungs usschlie■ungsgründen der 55 144 bis 149 SGG um Ausnah—

men von $ 145 SGG, der die Berufung grundsätzlich zuläßt, han-

delt, jedochs tcht dieser Umnstend einer ausdehnende■ Auslegung

jener Vorschriften keineswegs unbedingt entgegen (zu vgl() Engisch,

'Einführung in das juristische Denken, SO‘1C4 und Zito)o Es darf

nicht außer acht gelassen werden, daß das Übergangsgeld einen
‘rentenähnlichen Charakter hat„ In weitem Umfang, wenn auch nicht

ausschließlich, tritt das Ubergangsgeld sogar an die Stelle der

Rente (vgl() 55 1241, 1242 EVO)o Vor allem aber spricht, wie in
dem angefochtenen Urteil zutreffend ausgeführt ist, der gleiche

*Grund, der den Gesetzgeber zur Ausschlie■ung der Berufung bei

Rente für bereits abgelaufene Zeiträume vera nleßt hat, nämlich der

Wille zur Beschränkung des Rechtssuges bei verhältni°mäßig weniger

bedeutenden Streitgegenständen, auch für die Ausschlie■ung der
‘ Berufung bei Uberga ngsgeld für bereits abgelaufene Zeiträume°

' Bei Erlaß des Sozial ericht sgesetzes war das Rechteinstitut des

Übergangsgeldes’nech nicht bekannt° Aus dem Umstand, daß % 146
SGG in seiner am 10 Januar 1954 in Kraft getretenen 1%as sung da
Übergangsgeld nicht berücksichtigt, kann'daher nicht der Schluß

“fi.
;

„\.f
l _,

‘
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5ezoge■ werden, daß der Gesetzgeber das Übergangsgeld be—
wußt nicht in die Regelung des € 146 SGG einbezogen habe°

Richtig ist allerdings, daß bei Erlaß des Zweiten Änderungs—

5esetzes zum SGG vom 250 Juni 1958 (BGBl I S0 409) das Über—

5an535eld inzwischen in € 1241 RVG mit Wirkung vom 10 Januar

1957 seine Regelung gefunden hatte, Es kann aber dennoch nicht

angénemmen werden, daß der Gesetzgeber des Zweiten'Änderun5s—

gesetses zum SGG bei Neufassung des € 146 das Über5angs5eld

beuußt nicht erfassen ‘.ollt 0 Denn es ist zu bedenken, daß der

Zveck des Zweiten Änderungs5esetzes zum SGG nur war, diese
Verschrii.t der Re5elub 5 der Zivilprezeßerdnun5, noch der es

bei der l”;c.5e der St attha fti5kcit der Berufung auf den Ee—

Schwerde5egenstand ankommt, anzupasseno Andere Probleme, die

bei dieser Gelegenheit vielleicht auch noch hätten gere5elt

wm;‘de n können, standen nicht im Blickfeld des Gesetz5ebcrso

Im übrigen ist € 146 SGG nicht in dem Sinne aufzufassen, daß

alle späteren Entwicklungen des materiellen Rechts unberüek—

sichti5t bleiben müßten, sondern in dem Sinne, daß bei Ände—

run5 und Er :änsun5 des materiellen Rechts stets zu prüfen

ist, ob nicht spätere Vers chriften zu berücksichtigen sind

(v5l° dazu auch Rohwer—Kahlmann, Aufbau und Verfahren der

Sozial5erichtsbarkeit, Kommentar Anm02 und 8 zu € 146 SGG;
\ U

"

eeen ken anmeldend Feters— Sautter- \Hel f, Kommentar zur Se—

zia150lientsbarheit Anmo 2 zu 5146 SGG)o

Hier könnte allerdings noch der spezielle Einwand erhoben

erden, das Übergangs5eld werde als wiederkehrende Leistung

ja bereits durch den Eerufun5saussehlie Gun5S5rund des % 144

Abs„ 1 IL, SGG er£ aßt; auch ohne eine entsprechencb -”R.Oh

eun5 dees € 146 SGG würde also für da sÜber5angs5eld di e rrc5e

der Boruiun5s aus:ehlié£ung 5ere5elt seino Dieser Ein„eld

5reiit jedceh nicht durcho Denn die Rente f llt als wieder—

kehrende Leistung ebenfalls unter € 144 Abs() 1 Nr() 2 SGG,

und hat dennoch darüber hinaus in € 146 SGG eine Sonderre5e—

lung erfahreno Das Übergangsgeld ist aber seiner Art nach der
QRente nahestehend° ., ,‘ 3
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Zwar wird die Berufung in Fällen dieser Art meist ausgeschlossen

Sein‚ da der Zeitraum, für den Übergangsgeld begehrt wird} bei

Berufungseinlegung in der Regel bereits abgelaufen sein wird°

Das SG kann aber die Berufung zulassen, um grundsätzliche Rechts—
"fragen einer Entscheidung durch das LSG zu ermöglichen und damit

gegebenenfalls auch einer höchstrichterlichen Entscheidung Raum

zu geben°

Zu Recht hat das Berufungsgericht.daher die Berufung verworfen,

so daß die Revision zurückgewiesen werden mußten ‘

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°
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